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A^ŒZK/ŒTZïTV
Fluorkohlenwasserstoffe

Nach dem Verbot von Fluorkohlenwasserstof-
fen (FKW) in Sprühdosen (s. WW 5, S. 66) in
den USA hat die dortige Umweltschutzbehörde
jetzt beschlossen, die Produktion von FKWs
einzufrieren. Sie wird voraussichtlich Lizenzen
für bestimmte Produktionskontingente verge-
ben und dabei die weniger gefahrlichen Stoffe
bevorzugen. Die Behörde hofft, daß dieser
Schritt für die anderen Produzentenländer ein
Vorbild ist. Die EWG, in der beträchtliche Men-
gen von FKWs produziert werden, hinkt immer
noch weit hinterher. Es bleibt nach wie vor bei
dem kläglichen Plan, FKWs in Sprühdosen um
30% zu beschränken.

TVew .Sc/enft'sf

Batu-Höhlen in Gefahr

Umweltgruppen in Malaysia fordern die soforti-
ge Einstellung des Kalksteinabbaus in der Nähe
der Batu Höhlen 4 km von Kuala Lumpur. Die-
ses einzigartige, geschlossene Ökosystem von
Höhlen, das sich über 155 Hektar erstreckt und
etwa 440 Millionen Jahre alt ist, droht einzu-
stürzen. Die Regierung hat zwei Firmen gebe-
ten, an bestimmten Stellen nicht mehr zu spren-
gen. Mehr will man auf keinen Fall tun. Aber
jede Schockwelle einer Sprengung in der Um-
gebung erhöht die Einsturzgefahr. Eine der Höh-
len birgt einen bedeutenden Hindutempel.
400 Meter davon entfernt arbeitet der staatliche
Steinbruch. Etwas weiter entfernt sind zwei
private Steinbrüche, die der Regierung etwa
1,3 Millionen Mark Steuern im Jahr bringen.

Wew Seienrist

EG-Forschung über Biotechnik gekürzt

Ende Dezember 1980 debattierte der For-
schungsausschuß des Europäischen Ministerrates
über eine drastische Kürzung der EG-Mittel für
Biotechnikforschung. Aufgrund des Druckes
einiger Länder, vor allem Frankreichs, das sich
von Anfang an gegen eine Beteiligung an die-
sem Forschungsprogramm aussprach, wurde
der Etat von 26 Mio. Rechnungseinheiten (ca.
70 Mio. DM) auf 11,8 zusammengestrichen, die
im Laufe von vier Jahren ausgegeben werden
sollen.
Fast die Hälfte der Mittel soll zur Finanzierung
der Ausbildung verwendet werden und nicht
nur für die Forschung, was von den Franzosen
gefordert wurde. Dagegen gehen mehr kommer-
ziell orientierte Vorhaben leer aus und bekom-
men überhaupt kein Geld.
Ursprünglich sollten u.a. folgende Forschungen
finanziert werden: Enzyme für industrielle
Zwecke, Einpflanzen von fremdem genetischem
Material in Träger wie z.B. das Escherichia Coli-
Bakterium, Entwicklung von Techniken zum
„Clonen" von Mikroorganismen und Sicherheits-»
forschung.
Das Gerangel unter den Mitgliedsländern, haupt-
sächlich zwischen Frankreich, Großbritannien
und der BRD, führte zu zahlreichen Veränderun-
gen des Programms. Die BRD wollte das Pro-
gramm stärker in Hinblick auf Anwendungen
in der Landwirtschaft verändern, während
Frankreich sich gegen jede Kostenbeteüigung
wehrte und verstärkt Ausbildung in diesem Be-
reich finanziert sehen wollte.

Der letztendliche Kompromiß sah dann auch
45% des Programms für Ausbüdungszwecke
vor. Drei Bereiche - Enzyme, Träger und
„Clonen" - erhalten kein Geld für Grundla-
genforschung.

New Seien/ist

Die Universität von Warschau
ändert ihren Kurs

Die erwartete Liberalisierung des akademischen
Lebens in Polen ist nicht nur eine Folge des
Danziger Abkommens. Wie ein Sprecher des pol-
nischen Ministeriums für Wissenschaft und hö-
here Bildung erklärte, ist diese Veränderung
auch Ergebnis eines langen kontinuierlichen
Prozesses. Demzufolge wurde die Hoffnung auf
eine größere Selbstverwaltung der Universitäten
in ihren Grundzügen b&reits einige Monate vor
den Augustereignissen formuliert.
Das Ministerium hofft, so scheint es, direkt an
diesen Veränderungen teilzunehmen. Insbeson-
dere nach dem überraschenden Rücktritt des
Rektors der Warschauer Universität im Septem-
ber letzten Jahres war das deutlich zu beobach-
ten. Mit breit angelegten Diskussionen über
akademische Autonomie versuchte das Mini-
sterium vorsichtig, einen Vorschlag über die
Nachfolge des Rektors durchzusetzen. Es
schlug drei Kandidaten vor, überließ aber die
letzte Entscheidung dem akademischen Senat
der Universität.
Der akademische Senat ist jetzt mit der Ausar-
beitung der Prinzipien für eine universitäre
Selbstverwaltung betraut. Wie der Pro-Rektor
betonte, ist die Universität selbst in der Lage,
Lehrpläne und Veranstaltungen auszuarbeiten
und durchzuführen. Sogar unter den gegenwärti-
gen Verhältnissen sei ein größerer Spielraum
möglich. In seinem eigenen Fachgebiet, der Bio-
logie, hat die Universität bereits selbständig
Lehrveranstaltungen über Umweltbiologie und
Genetik durchgeführt.
Vor kurzem begann an der Warschauer Univer-
sität auch eine regelmäßige Veranstaltungsreihe
der „Fliegenden Universität". Damit soll zum
Teil die Lücke geschlossen werden, die durch
mangelnde Vorbereitung der Schüler und Stu-
denten seitens der staatlichen Ausbildungsin-
stitutionen verursacht wurde. „M/r ei«em Wis-
sen aus dem 79. /a/zr/zunderf kann sz'clz kez'zz

Sfudenf ftewrzutogegnzz/z/zzz'eren", sagte der Pro-
Rektor. Offiziell wird diese Veranstaltungsreihe
vom neuen unabhängigen Studentenverband
durchgeführt.

Va/zzre

Alfred Sohn-Rethel
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Bildschirme unter Kontrolle

In Hamburg hat nach zahllosen Kontroversen
zum ersten Mal eine Einigungsstelle entschieden,
daß Datensichtarbeitsplätze gesundheitsgefähr-
dend sein können. Überdies traf sie die Fest-
Stellung, daß Datensichtgeräte zur Überwachung
der Beschäftigten geeignet sind, und erklärte
deshalb Betriebsvereinbarungen beim Einsatz
solcher Geräte liir notwendig.
Genau das wollten die Unternehmer verhindern.
Ihre Verbände hatten sogar in Rundschreiben
die Mitgliedsfirmen vor solchen Betriebsverein-
barungen gewarnt; bekannt geworden sind der-
artige Strategieanweisungen in Baden-Württem-
berg und im Unterwesergebiet.
Im Fall der Firma Ortmann & Herbst entschied
nun das Hamburger Landesarbeitsgericht in
zweiter Instanz endgültig. Danach ist die von
der IG Metall vertretene Zuständigkeit der Eini-
gungsstelle „sowet'f damit eine Rege/ung zum
Sc/iutz vor gesirnd/ieif/i'c/ien Sc/inden und zur
Regelung der Überwachung von Ker/ia/fen und
Leistung der Arbeitnehmer durch die £ïn/îï/i-
rung und Anwendung von Datensichtgeräten
erstrebt wird, gemäß $ 57 Abs. Z, ZZ/ß 6 und 7
RefrKG gegeben. "
Die Geschäftsleitung von Ortmann und Herbst
hatte Ende 1978 Datensichtgeräte eingeführt
und das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates
bestritten. Daraufhin schalteten die IG Metall
und der Betriebsrrat des Unternehmens, dessen
560 Beschäftigte Maschinen für die Getränke-
industrie herstellen, das Arbeitsgericht ein.
Nach zweijährigem Streit kann jetzt über eine
Betriebsvereinbarung verhandelt werden.

meta/Z

oder doch nicht

Die Mitbestimmung des Betriebsrats über die
Arbeitsbedingungen an Bildschirmarbeitsplätzen
ist äußerst umstritten. Das.BAG ist mit einer für
den Betriebsrat negativen Entscheidung des LAG
Düsseldorf im Rahmen eines allgemeinen Be-

Schlußverfahrens befaßt. Mit einer Entscheidung
des BAG vor Ende 1981 kann nicht gerechnet
werden. Auch betrifft diese Entscheidung des

LAG Düsseldorf lediglich den Aspekt der Mit-
bestimmung des BR im Rahmen des Gesund-
heitsschutzes.
Bereits das LAG Hamburg sowie das LAG Frank-
furt hatten im Rahmen eines Bestellungsver-
fahrens (hier geht es lediglich um die Frage der
Einrichtung der Einigungsstelle) hatten rechts-
kräftig die Bildung von Einigungsstellen über
die Arbeitsbedingungen an Bildschirmgeräten
beschlossen. Jetzt liegt uns eine neue Entschei-
dung des LAG Düsseldorf im Rahmen eines Be-

Stellungsverfahrens vor.
„Mmmf man a//e diese /n/ormafiönen zttsam-
men, so muß ait/gnind der tecbni'scb fatsec/i-
Zi'cben Gegebenbeiren - /'eden/a/is im Rabmen
der 0//ensicbriicbbeirsprii/iing - davon ausge-
gangen werden, daß eine Überwachung möglich
isf lind auch vorgenommen wird.
Dabei ist es imerbeb/icb, ob die Überwachung
Ziel der technischen Rinrichhing oder nur ein
TVebene/jfehr isf und ob die aus der Überwachung

gewonnenen Daten im //inbiich au/den Arbeit-
nehmer ausgewertet werden oder nicht...
Wenn man hiervon ausgeht, so isf es unerheb-
/ich, ob die Antragsgegnerin keiner/ei Absich-
ten zu einer derartigen Le/sfungs- und Ker/iaZ-

tenskonfroi/e hat.
AZ/ein die Tatsache, daß von den fatsächZichen
technischen Gegebenheiten her eine soiche Ron-
froZZe mög/ieh isf und mit Z/iZ/e des Logbandes

im Aebene/ßekf auch entsprechende Daten /est-
gehaifen werden, muß dazu ßZ'hren, daß der An-
tragsfeZZer im Wege des Mitbestimmungsrechts
nach $ S 7 abs. 7 nr. 6 Refr KG vorsorgiich tätig
werden kann. "
Wichtig ist noch die Feststellung des LAG, wo-
nach eine Rahmenregelung auf GBR-Ebene das
Fortbestehen des Mitbestimmungsrechts des ort-
liehen BR nicht in Frage stellen kann. Diese
Auffassung begründet das LAG damit, daß der
örtliche BR ein über die Rahmenregelung hin-
ausgehendes Regelungsziel in seinem Entwurf
einer Betriebsvereinbarung verfolgt.
Im übrigen sei auch die Zuständigkeit des GBR
gemäß § 50 BetrVG von der Regelungsmaterie
her nicht zwingend erforderlich. Dies deshalb,
weil die Gestaltung der einzelnen Bildschirm-
arbeitsplätze von Niederlassung zu Niederlassung
sehr unterschiedlich sein kann, wenn man allein
davon ausgeht, daß im jeweiligen Fall Mischar-
beitsplätze mit höchst unterschiedlichem An-
dauern von Bildschirmarbeiten bestehen kön-
nen.

Der Gewerksc/ia/fer

Post als Privatdetektiv

Einen weiteren Schritt auf dem Weg zu Orwells
totalem Überwachungsstaat „1984" sind wir
dank der Bundespost vorangekommen. Wie erst
jetzt ans Tageslicht kam, wird bereits seit 1978
in Stuttgart, Frankfurt, München, Nürnberg,
Düsseldorf und Hannover gespeichert, wer mit
wem telefoniert, wenn das Gespräch länger als
15 Gebühreneinheiten dauert. Neben dem Zeit-
punkt des Gesprächs registrieren die wißbegie-
rigen Post-Computer auch die angewählte Num-
mer und die Dauer des Telefonats.
Bei der Bundespost begründet man das dreiste
Vorgehen - die Betroffenen ahnten natürlich
nichts von ihrem Glück - mit dem Wunsch
zahlreicher Kunden, detaillierte Telefonrech-
nungen zu erhalten. Außerdem falle ihr die Be-
weislast zu, wenn Telefonbesitzer die Richtigkeit
ihrer Rechnungen anzweifelten. Die Begründung
erscheint alles andere als plausibel. Denn: Nur
etwa 0,5 Promille, das heißt nicht mehr als
9 000 von 18,5 Millionen Telefonkunden im
Bundesgebiet, beklagen sich monatlich über die
Höhe ihrer Rechnung.

meta/Z

Die Armen sterben weiter

Die Sterblichkeitsraten in Ländern der Dritten
Welt sinken nicht mehr. Mit dieser Aussage
beginnt der sechste Report der Weltgesundheits-
organisation WHO. Besonders krass ist die Si-
tuation in den Ländern am Südrand der Sahara.
Aber auch in Asien und Lateinamerika gibt es
immer weniger gesundheitspolitische Erfolge.
Der Grund ist vor allem die Armut. Die Le-
bensbedingungen der Armen führen dazu, daß
medizinische Versorgung kaum etwas bringt.
In vielen Ländern betreffen mehr als 50% der
Todesfälle Kinder. Nicht nur, daß jetzt die Kin-
dersterblichkeit nicht mehr abnimmt wie in
den letzten Jahrzehnten, in einigen lateinameri-
kanischen Staaten hat sie sogar zugenommen.
In solchen Ländern, wo die Sterblichkeit hoch
ist, ist die Kindersterblichkeit mindestens zwan-
zigmal so hoch wie in Ländern mit niedriger
Sterblichkeit. Aber auch innerhalb einzelner
Länder ist der Unterschied zwischen arm und
reich extrem. In Chile ist die Kindersterblich-
keit bei Arbeitern dreimal so hoch wie bei
Angestellten, Sterblichkeit aufgrund von In-
fektionen oder Parasiten (die von Unterernäh-
rung abhängt) sogar fast sechsmal so hoch.

Aew Scientist

Rassen sind nicht in den Genen

Die Frage rassischer Unterschiede ist bei uns,
dank der Erfahrungen mit dem Faschismus,
nicht so sehr in der öffentlichen Diskussion, da-
für wohl mehr in den undiskutierten Vorurtei-
len. In den USA und England zum Beispiel ist
das anders. Und immer wieder kommt auch das

Argument vom genetisch fixierten Unterschied
zwischen den Rassen. Wissenschaftliche Unter-
suchungen sind hier kompliziert. Die Kriterien
für die Ähnlichkeit der Gensysteme sind der um-
strittene Punkt. Ältere. Untersuchungen waren
widersprüchlich. Eine neuere Untersuchung aus
Australien, angeblich besser aufgebaut, kommt
zu dem Ergebnis, daß 84% der genetischen Va-
riation innerhalb der untersuchten Populatio-
nen zu finden sind. D.h. man kann keinesfalls
vom genetischen Erscheinungsbild schließen,
ob man einen Chinesen, Afrikaner oder West-
europäer vor sich hat.

Aew Scientist

Sterilisation für den Arbeitsplatz

Die US-Behörde für Arbeisplatzsicherheit und
Gesundheit (OSHA) hat zum zweiten Mal ein
Bußgeld über eine Firma verhängt, die von den
Frauen, die an Arbeitsplätzen mit Bleibelastung
beschäftigt sind, Sterilität verlangt hat. Der
erste Fall beschäftigt noch die Gerichte. Der
neue Fall, die Bunker Hill Company, eine
Gulf-Tochter, wird sicherlich den gleichen
Weg gehen. Immerhin hat die OSHA die maxi-
male Buße verhängt, 10 000 Dollar. Die OSHA
versucht der Tendenz zu begegnen, in gesund-
heitsgefährdenden Bereichen die Arbeiter der
Gefährdung anzupassen, statt umgekehrt die
Gefahren zu reduzieren. Der derzeit gültige
Richtwert der OSHA für Blei im Blut der Arbei-
ter (40 Mikrogram pro Deziliter) wird von der
Industrie heftig bekämpft. Das ist aber die
Konzentration, bei der gesundheitliche Schäden
nachweislich schon beginnen.

Aew Scientist
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